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V

Geleitwort

Seit jeher sind die Kommunen für das Gemein- und Staatswesen Deutschlands
von besonderer Bedeutung, denn sie sind regelmäßig der erste Ansprechpart-
ner der Bürgerinnen und Bürger und stehen daher im ständigen Fokus des öf-
fentlichen Interesses.

Die Möglichkeiten des Staates und damit auch der Kommunen sind durch das
politisch Gewollte und das seriös Finanzierbare bestimmt.

Strukturelle Defizite und sinkende Investitionen kennzeichnen seit Jahren das
Bild in vielen Kommunen. Die Ausgaben sind durch ein erweitertes Auf-
gabenspektrum und höhere Standards gestiegen. Starke Schwankungen bei
wesentlichen Einnahmen, wie beispielsweise bei der Gewerbesteuer, erschwe-
ren den Haushaltsausgleich. Diese Entwicklungen haben sich auch in dem
Zeitraum zwischen der 1. und dieser 2. Auflage des Praxishandbuches nicht
verändert.

Die Bundesländer haben diverse Programme aufgelegt, um finanzschwache
Kommunen zu unterstützen. Die Unterstützung setzte aber in der Regel große
Anstrengungen und unliebsame Entscheidungen der Kommunen voraus. Zu
nennen sind hier beispielsweise die Streichung von freiwilligen Leistungen
oder signifikante Steuererhöhungen bei der Grund- und Gewerbesteuer.
Gleichwohl wird es eine Herausforderung sein, eine stabile Haushaltslage
nachhaltig zu gewährleisten.

In diesem Kontext sind heute ein professionelles Zins- und Schuldenmanage-
ment, eine fachgerechte Rechnungslegung, kluges Beteiligungsmanagement
u.ä. wichtiger denn je. Organisatorisch-strategische Fragen, wie beispielsweise
Entscheidungen über das Outsourcen von Leistungen, zur Buchhaltungsorga-
nisation, wie auch Fragen zur Liquiditätssteuerung oder auch über die Art
und Weise des Berichtswesens, sind ebenso Bestandteile dieses Spektrums.
Hinzu kommt die ständige Veränderung der Arbeitsprozesse durch die zu-
nehmende Digitalisierung. Diese Entwicklung ist nicht aufzuhalten. Gleich-
wohl gilt es hier sicherzustellen, dass die kommunale Infrastruktur nicht von
außen gestört werden kann. Das Thema IT-Sicherheit hat noch einmal an Be-
deutung gewonnen und ist auch in dieser 2. Auflage umfassend dargestellt.

Kurzum, mit den sich stetig ändernden Anforderungen an die Kommune stei-
gen auch die Anforderungen an die Kämmerei und die dort beschäftigten Mit-
arbeiter.
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Vielerorts haben Ausgliederungen wichtiger Aktivitäten, Vermögensgegen-
stände und Schulden in der Vergangenheit zu einer Verringerung kommunaler
Kernhaushalte geführt, aufgrund welcher der Einzelabschluss ein tatsächliches
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Kommune längst nicht
mehr vermitteln kann. Dieses Informationsdefizit soll der Gesamtabschluss
künftig beheben und dazu beitragen, ein umfassenderes Bild der Lage der
Kommune zu geben und damit auch steuerungsrelevant zu sein. Der kommu-
nale Gesamtabschluss gehört zu den zentralen Reformelementen des öffent-
lichen Haushalts- und Rechnungswesens in Deutschland und wird in dieser
2. Auflage ebenfalls thematisiert und diskutiert.

Die Beiträge in diesem Handbuch, geschrieben von erfahrenden Praktikern
aus der Wirtschaft und der Verwaltung sowie anerkannten Wissenschaftlern,
sind aktuell und zeigen weitere Entwicklungstendenzen rund um das Finanz-
wesen in den Kommunen auf.

Dieses Buch bietet dem fachkundigen Leser wie auch dem interessierten Neu-
einsteiger in die Materie damit Denkanstöße und Diskussionsgrundlagen.
Praktische Fragestellungen und Lösungsmöglichkeiten in zahlreichen kämme-
reirelevanten Sachverhalten werden vorgestellt.

Über Fragen der Organisation und Finanzierung bis hin zu einem Ausblick
über den Tellerrand hinaus werden in fundierten Aufsätzen die Themen be-
sprochen, die einen wesentlichen Teil der Kämmereiarbeit ausmachen.

Hamburg, im Dezember 2017 Dr. Holger Otte
Vorsitzender des Vorstands
BDO AG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft



VII

Grußwort

Seit der ersten Auflage im Jahre 2011 hat sich die Finanzwelt einmal mehr als
äußerst schnelllebig erwiesen und auch die öffentlichen Finanzen hatten An-
teil an einer bisweilen spektakulären Entwicklung. Grosso modo handelt es
sich dabei um eine ganz außergewöhnlich günstige Entwicklung für die
öffentlichen Haushalte, die für Kämmerer das Geschäft allerdings nur auf den
ersten Blick erleichtert: Zum einen das wachsende Steueraufkommen, das auf
allen Ebenen von Steuerschätzung zu Steuerschätzung neue Rekorde aufweist.
Zum anderen ein nach 45 Jahren wieder ausgeglichener Bundeshaushalt, der
auch Gelegenheit bietet, die kommunale Ebene mit Kommunalinvestitions-
förderungsgesetz, Grundsicherungsentlastung und erhöhter Bundesbeteili-
gung an den Kosten der Unterkunft und höheren Umsatzsteueranteilen mil-
liardenschwer zu bedenken. Hinzu kommt die gleichsam einzigartige
Sondersituation, dass bei bester Konjunkturlage die Zinsen weiter fallen und
teils sogar negativ sind. Kämmerer, die sich (jedenfalls für kürzere Fristen)
kostenlos Geld beschaffen, das ist eine Vorstellung, die in der Branche bis vor
kurzen noch als absurd empfunden worden wäre. Geld, das selbst keinen
Preis mehr hat, ist nicht nur für die Kreditwirtschaft eine neue, nicht einmal
theoretisch gekannte Situation. Und tatsächlich steckt hierin auch für die
Haushälter in den Kommunen eine neue Herausforderung. Nicht nur dann,
wenn es für eigenes oder Stiftungsvermögen um das Erwirtschaften von Er-
trägnissen geht.

Soweit nicht – von der guten Arbeitsmarktlage – völlig losgelöste Soziallasten
in ihrer Dynamik diese Haushaltsverbesserungen bereits verbrauchen, können
selbst finanziell gute Zeiten für Kämmerer Schwerstarbeit bedeuten. Den
Damm zu halten gegen wachsende Begehrlichkeiten ist gerade dann, wenn zu-
vor Haushaltssanierung der bestimmende Faktor war, umso schwerer. Zu-
gleich darf nicht übersehen werden, dass die Disparität der Finanzverhältnisse
zwischen den Städten und Gemeinden in Deutschland weiter zugenommen
hat. Dies macht auch die Herausforderungen für Finanzverantwortliche teils
sehr heterogen. Herausfordernd ist die Aufgabe eines Kämmerers allemal,
gleich ob es darum geht, eine neuerliche Konsolidierungsrunde zur Errei-
chung eines Haushaltsausgleichs zu forcieren oder zu verhindern, dass die
Ausgabebereitschaft in guten Zeiten überspannt wird.

Zugleich hat sich die Dynamik der Aufgabenwahrnehmung in den Kämme-
reien allein im laufenden Jahrzehnt nochmals beschleunigt. Die bis dahin be-
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reits erheblich veränderten Anforderungen werden also vielgestaltiger und
steigen weiter. Schon deshalb war die vorliegende Neuauflage schlicht fällig.
Steuerungsinstrumente haben eine weiter zunehmende Bedeutung und verän-
dern die Tätigkeit eines modernen Kämmerers, nicht zuletzt durch die fort-
schreitende Digitalisierung, kontinuierlich. Damit befassen sich im vorliegen-
den Werk insbesondere die Beiträge „Internes Kontrollsystem und Prozesse“,
„Haushaltssteuerung und Berichtswesen zielorientiert gestalten“, „Kosten-
und Leistungsrechnung“, „Kommunales Finanzrisikomanagement“ sowie
„Kommunales Beteiligungsmanagement“ einschließlich „Ein Public Corpo-
rate Governance Kodex als Chance für eine bessere Steuerung von und in öf-
fentlichen Unternehmen“. Mit der Einführung der kommunalen Doppik wird
auch ein solcher Steuerungsnutzen verbunden – mit dem wohl größten Ver-
änderungsprozess des Haushalts- und Rechnungswesens überhaupt. Diesem
Themenfeld widmen sich u.a. „Ausgewählte Aspekte zur Organisation der
Buchhaltung“, „Rechnungswesen“, „Die Cash-flow-Betrachtung in der Dop-
pik“ und jetzt neu auch ein eigenes Kapitel zum „Gesamtabschluss“ sowie
aktuell zum Prozess über die internationalen Rechnungslegungsregeln
„EPSAS/IPSAS“. Der Arbeitsalltag in den Kämmereien wurde durch techni-
schen Fortschritt grundlegend revolutioniert und ist weiterhin laufendem
Wandel unterworfen. Dem widmet sich „Informationstechnik in der Öffent-
lichen Verwaltung“; die damit drohende Missbrauchsanfälligkeit behandelt der
neu integrierte Abschnitt „Cyberkriminalität“. Die veränderten Formen der
Kommunalfinanzierung stellen auch Kämmereien vor neue Herausforderun-
gen. Hiermit befasst sich etwa der Beitrag „Die öffentliche Verschuldung –
Kommunales Schulden- und Zinsmanagement im besonderen Fokus“. Dem
weiten Feld der Organisationsoptimierung widmen sich speziell „Outsourcing
– Entscheidungen bei Verwaltungsleistungen“, „Insourcing – Rekommunali-
sierung“, „Kommunales Forderungsmanagement“ und „Rechtliche Aspekte
von Shared Services Centern im Konzern Kommune“. Der wachsenden Be-
deutung von steuerlichen Themen wird schließlich durch die Beiträge „Der
Betrieb gewerblicher Art“ und „Die Körperschaftsteuer-, Gewerbesteuer- und
Umsatzsteuerpflicht der Kommunen im Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher
Art“ ebenso Rechnung getragen wie der weiter wachsenden Bedeutung euro-
parechtlicher Regeln zur Beihilfe („Die Relevanz des Europäischen Beihilfe-
rechts für die öffentliche Hand“) und der Bedeutung von Fördermitteln für
Kommunen zur Bewältigung der Haushaltskrise.

Auch in der Neuauflage ist die bereits bewährte Verbindung von Wissenschaft
und Praxis ausgesprochen gelungen. So zählen zu den Autoren renommierte
Hochschulprofessoren ebenso wie anerkannte Praktiker, Wirtschaftsprüfer
und Rechtsanwälte ebenso wie kommunale Spitzenkräfte. Entsprechend wird
die Vielfalt der Themen durch verschiedene Herangehensweisen und Betrach-
tungswinkel gleichsam in einer Rundumbetrachtung erfasst. Dieser Aufbau
des Buches gestattet dem Leser sowohl einzelne Beiträge isoliert als auch im
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Zusammenhang des Gesamtwerkes aufzunehmen. Stichwortverzeichnis und
Glossar runden in benutzerfreundlicher Weise das „Praxishandbuch Kämme-
rei“ ab.

Essen, im Dezember 2017 Lars Martin Klieve

Lars Martin Klieve ist Vorstand der Stadtwerke Essen AG, davor Beigeord-
neter und Stadtkämmerer der Stadt Essen sowie Schriftleiter der Fachzeit-
schrift „der gemeindehaushalt“ und kommentiert in Held/Winkel/Wansleben
„Kommunalverfassungsrecht NRW“ das kommunale Haushaltsrecht.
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Vorwort der Herausgeber

Wohl nur sehr selten seit der modernen Verfassung der Gemeinden in Deutsch-
land hat sich deren finanzielles Umfeld derart grundlegend in vergleichbar kur-
zer Zeit verändert. Die globalen Folgen der letzten Finanzkrise haben im Er-
gebnis dazu geführt, dass sich sichere Schuldner – und als solche haben die
deutschen Kommunen zu jedem Zeitpunkt gegolten – nahezu kostenfrei neue
Finanzmittel an den Märkten leihen können.

Mit der Verlockung dieser Möglichkeiten verantwortungsvoll umzugehen und
gleichzeitig die historisch hohe drückende Schuldenquote nicht weiter steigen
zu lassen, ist im aktuellen Umfeld daher die Königsdisziplin der Kämmerer –
zumal erste Anzeichen im ausklingenden Jahr 2017 bereits wieder auf ein all-
gemein steigendes Zinsniveau hindeuten (insbesondere seit der US-Präsident-
schaftswahl). In diesem Zusammenhang spielt das Zinsmanagement eine wich-
tige Rolle – zu ausgewählten Derivategeschäften der Kommunen gibt es
mittlerweile höchstrichterliche Urteile zu Auseinandersetzungen mit Unter-
nehmen der Kreditwirtschaft mit Erkenntnissen, die nicht nur lesenswert, son-
dern auch in der Praxis zu berücksichtigen sind.

Vor diesem Hintergrund sind letztlich nahezu sämtliche Beiträge dieser Neu-
auflage zu lesen und zu verstehen.

Gleichzeitig macht die fortschreitende Digitalisierung der Gesellschaft auch
keinen Halt vor den Amtsstuben der kommunalen Verwaltung. Einher gehen
neue Herausforderungen, denen sich insbesondere die Kämmerer stellen
müssen: Digitalisierung ist weder Selbstzweck noch Allheilmittel, sie kann
Prozesse effizienter machen, aber auch Kriminellen Eintrittspforten in kom-
munale Netze und zu vertraulichen Daten und Abläufen verschaffen, dem zu
begegnen ist. Anlass genug, das Thema explizit einzubeziehen.

Die Rahmenbedingungen für die Finanzierung der öffentlichen Hand haben
sich mithin derart radikal verändert, dass mit der zweiten Auflage nicht nur
ein Update der vorhandenen Beiträge erforderlich wurde, sondern wir auch be-
müht waren, den neuen Herausforderungen ausreichend Rechnung zu tragen.

Wir hoffen, dass dies gelungen ist und wünschen erneut eine informative und
anregende Lektüre.

Bonn/Leipzig/München, im Dezember 2017 Wolfgang Veldboer
Mario Bruns
Christoph Eckert
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